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Gesetz
zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts

',. / i-:Vom 15. Juli tggg

Der Bundgstag hat mit Zustimmung des Bundesrates
das folgende Gegetz beschlossen:

Artiket 1

Anderung des Reichs-
und Staatsangehörigksitsgesetzes

_ Das Reichs- und StaatsangEhörigkeitsgesetz ln d€r im
t und_€sges€tzblatt Tell  t, Gtiederungsnumme. ,tO2_1,
v€ronenfltcht€n bereinigten Fassung, zuletzt geänd€rt
clurch iqdikgl 2 des cesetzes vom i6. D€zemblr 1992
(BGBI- | S. 2942), wird wie lolgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefaßt:

,,Staatsangehörigkeitsgesek (SIAG),,. 
'

2, S 3 wlrd v,/ie folgt g€ändert:
a) Nummer4 wlrd wiefolgt gefaßti

,4. durch Ausstellung der Beschsinigung gemäß
$ 15 Abs. 1 oder 2 des Bundesv;rtriebEnen-
gesetzes (g 4,",

b) Nach Nummer 4 wlrd lolgende Numm6r4a elnge_
füot:

'a1. au."fr ün"aeitung als Deutscher ohn€ dsu,t-
sche Staatsangehörigkeit im Sinn€ des Arti_
kets 1 t6Abs. 1 des crundg€setzes (S 4Oa),..

c) In Nummer 5 wird nach der Angabe ,,16,' dig An-
gab6 ,,und 40b. eingetügt.

3. Dem S 4 wsrd€n tolgende.Absäte 3 und 4 qngefügt:

,,(3) Durch die Geburt i.m Inland erwarbt ein Kind aus-
ländischer Ettem dle deutsche Staatsangehörigkeit,
wenn ein Elternleil
1. sOt acht Jahren rechtmäßig s€inen gewöhnllchen

Auf€nthalt im Inland hat und
2. elne Aufenthaltsberechtigung oder seit drei Jah_

r€n eine unb€frlstete Aufenthattserlaubnis b6sitzt.
Der Erwerb der d€ütschen Staatsangehörigkeit wird
durch den für di€ Beurkundung der Geburt-des Kin_
d€s zuständigen Standesbeamten eingetragen, Das
Bundesministerium des Innem witd ermächtigt, mit
Zustimmung des Bund€sratgs durch Rechtsverord-
nung Voßchriften über das Verfahren zur Eintagung
des Erw€ös der Staatsangehörigkeit nach Satzl z;
enassen.

(4) Die deutsche Staatsangehöflgkeit wird nicht
nach Absatz 1 erwoösn bei Geburt im Ausland,
wenn der deutsche Elt€mteil nach dem 31. Dezem-
ber 1999 lm Ausland geboren wurde und dort seinen
gewöhnlichen Autenthalt hat, es sej denn, das Kind

w.tirde sönst staatenlos. Die Rechtsfolge nach SaE 1
trltt nichl ein, wenn der deutsche Ettemt€ildie Geburt
innerhalb einss Jahres der zusländigen Auslaflds-
vertretung anzeigt. Sind belde Elternteile deutsche
Staatsangehödge, so tritt die Bechtstotge des Sat_
z€s 1 nurein, wenn beids dio dort genannten Voraus_
setzungen erf illlen.,' .

4. S 7 wkd wietolgtgefaßt:

,,s 7
Ein Deutscher im Slnne d€s Artikels 116 Abs. .t

des Grundgesetzes; der nicht dle deutscho Staats-
angehtfigkeit besltzt, envirbt mit der Ausstellung der
Beschelnigung gemäB S 15 Abs; 1 oder 2 des Bun-
desvertfiebgnengesgtzes dig d€utsch€ Staatsange-
hörigkeit. Der Erweö der deutschen Staatsanöe_
hörlgkeit erstreckt sich aufdiejenigen Klnder, die iire
Deutschenelgenschaft von dem nach SaU 1 Bgqün_
stigten ableiten."

5. S 8 Abs. 1 Nr.;1 wird wie folgt gefaBt:

"1. handlungsfähig nach MaRgabe von S 6g Abs. l
des AusländBrgesotzes oder gesetzlich vertreten
lst,",

5a. In S 9 Abs. 1 Nr, 1 w€rd€n nach den Wörtern -verlie-
ren oder aufgeben" die Wörter ,,oder ein Grund filr
die Hinnahme von Mehrstaatigkelt nach Maßgabe
von S 87des Ausländergesetzes vorliegil" eingefügt.

5b. Nach S | 3 wird fotgender S 14 eingefügt:

,,s 14
Ein Ausländer, der slch nichl im Inland ni€der-

gelassen hat, kann unter den sonstigen Vö.auss€t-
zungen d€r SS 8 und I eingebürgert werden, wenn
Bindungen an Deutschland bestehen. die ein€ Ein-
bürgerung rechtfertigen.,,

6. Dem S 17 werdan tolgende Numm€m 5 und 6 ange-
fügt:

"5. durch Eintritl In die Slreitkräfte oqer etnen ver-
gleichbaren bewaffneten Verband Eines audlän-
dischon Staates (S 28)oder

6. durch Erklärung (S 29).,,

7. S 25 wird wie lolgt geändert:
a) In AbsaE 1 worden die Wörter,,, der im lnland

weder seinen Wohnsitz noch seinen dauemden
Aufenlhalt hat," gestrichen.

b) Dem Absatz 2 werden folg€nde Sätze angefitgt:
"Bel der Entscheidung über einen Antrag nach
Satz 1 stnd dje öffenflichen und privaten B;lange
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10. In S 39 w€rden nach den Wörtsm ,,allgerneine Ver-
waltungsvoGchrlften' die Wörter "über die Aus-' 
führung di€ses Gesotzes und and$er Gesetze,
soweit si€ staatsangehörigkeitsrechtliche Reg6lun-
g€n enthaltÖn," elngelügt.

11. Nach S 40 worden folgende SS 40a utd,gb etnge-
tfiSt

,,s40a
.'Wer äm ,1� August 1999 Deußchsr im Sinne des

Artikels 116 Abs. 1 d€s Grundgesetzos ßt, ohne dis
doutsoha Staatsangehörlgkeit zu besrtzen, erwiöt
an diesom Tag di€ deutsoh€ Staatsangehörlgkeh.
Ftir einen Spätaussledl€r, seinen nichtdeutschen
Ehegaft€n und s€lne Abkömmling€ im Slnne von S 4
des Bundesvertrlgbenengesotzos gilt dles nur dann,
wenn ihnen vor diesgm Zeitpunkt €ln6 Beschelni-
gung gemäß S 15 Abs. I od€r 2 d€s Bund€svertrie-
benengesetzos ertellt worden bt.

s 4.ob
Eln Ausländer, der am 1. Januar 2000 r€chtmäßig

. sein6n gBwöhnlichen Auf€nthglt im Inland und das
zehnte Lebensjahr noch nlcht voll€nd€t hat, ist auf
Antrag einzubilrgern, wsnn bei seiner Gsbun die
Voraussetzungen dgs g 4 Abs. 3 Satz I vorgelegen
haben lnd weiter vorllegen. Der Antrag kann biszum
31. Doz€mber 2000 gest6llt werd€n."

Artiket2

Anderung des Ausländergeaetzes

Das Ausländergesalz vom 9. Juli 1990 (BGBI. I S. 1354,
1 356), zu letzt geändsn durch Artikel 1 4 des Gesetzes vom
16. Dozemb€r'1997 (BGBI. lS. 2970), wird wie fotgt g€-
änded:

1 . Die SS 85 bis 87 werden wie folgt gefaßt:

,s 85
Einb0.gerungsanspruch f ür

Ausländer mil längerem Aufenthalt;
Mit€inbürgerung ausländischer

Ehegatten und minderjähriger Kinder
(1) Ein Ausländer, def soit acht Jahren rechtmäßig

seinen gewöhnlichon Aufenthalt im Inland hat, ist auf
Antrag 6inzubürgem, wenn er
1, sich zu. freiheitlichen demokratischen crundord-

nung des Grundgesetz€s ltlr di€ Bundesrepublik
Deutschland b€kennt und erklän, daß er keine
Bestreblngen verfolgt odsr unt€rstützt oder ver-
folgt oder untarstütd hat, di€ gegen die treiheit-
lichs demokratische Grundordnung, den Bestand
oderdie Sicheöeit des Bundos odereiries Landes
geichtet sind oder Elne ungesetzliche Bseinträch-
tlgung der Amtsfilhrung der Verfassungsorgane
des Bundes oder ein€s Landes oder ihrer Mitolie-
der zum Ziele haben oder die durch Anwend-ung
von Gewalt oder darauf g€rlchtete Voöereitungs-
handlungen auswärtige Belange der Bundesre-
publik Deutschland gefährden, oder glaubhaft
macht, daß er sich von d€r trüheren Verfolgung
od€r Unt€rstljlzung derartiger Bestrebungsn ab-
gewandt hat,
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i. oine Aufenthalts€rlaubnls oder eins AufenthaltEbe-
rechtigung besitzt,

3. den Lebensunterhalt für sich und sein€ unter-
haltsborechtigten Famllienangehörigen ohne Inan-

. spruchnahme von Sozial- od6r A6eltslosenhllfE
b€streiten kann;

4. seino biEherige Stäätsangehörigkeit aufgibt odef
verliertund

5. nicht wegen einer Sfaftat verurtoilt worden ist.
V6n der in Satz 1 Nr; 3 bezeichneten Voraussetzung
wird abg€sehen, w€nir der Ausländer aus einem von
ihm nicht zu vertretenden Grunde den Lebensunter-
halt nicht ohn€ Inansoruchnahme von Sozlal- odsr
&b€itslosenhilfe bestreiten känn.

(2iDer Ehegatte und die minderjährig€n Klnd€rdes
Aqsländeß können nach MaBgabe. des Absatzes 1
mit eingebürg€rt werden, auch wenn sie slch noch
nicht seit acht Jahr€n rschtrnäßig im Inland authall€n,
Absalz 1 Salz I Nr. 1 lindet k€lne Anwendung, w6nn
din ninderjähdges Klnd im Zeitpunkt der Einbürge-
rung das 16, L€bensjahr noch nichtvollondel hat.

(3) Bei einem Ausländer, der das 23. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat, istAbsatz i.Satz 1 Nr. 3 nicht
anzuwend6n.

ss6
Ausschlußgründe

. Ein Anspruch aLrf Einbtlrgerung nach S 85 tiesteht
nicht, wenn

1. der Einbürgerungsbewerber nicht Ub€r ausr6l-
chende Kenntnisse der deutsch€n Sorache ver-
fügt,

2. tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme recht-
tertigen, daß der Einbürgerungsbswerb€r Bestr€-
bungen vorfolgt oder unterstützt odEr verfolgt od6r
untorstützt hat, die gegen dle freiheitlicho demo-
kratische Glundordnung, den Bestand oder die
Sicherhdit des Bundes oder 6in€s Landes gerich-

'tet sind oder elne ungeseEliche BEeinträchtigung
d€r Amtslührung der Verfassungsorgane des Bun-
des oddr eines Landes oder ihrer Mitglied€r zum
Ziel6 haben oder die durch Anwendung von
Gewalt oder darauf gedchlgt€ Voösreitungshand-
lungen auswärtige Belange det Bundosrepublik
Deutschland oefährden, es s€i denn, der Einbür-
gerungsbewerber macht glaubhaff, da6 sr sich
von der frtlheren V€rfolgung oder Unterstützung
d€rartiger Bostfebungen abgewandt hat, oder

3. ein Ausweisungsgrund nach S 46 Nr. 1 vorliegt.

s87
Einbürgerung unter

Hinnahme von MehrsiaatigkEit
(1) Von der Vorausserzung des S 85 Abs. 1 Satz 1

Nr. 4 wird abgesehen, wenn derAusländer seine bis-
herige Staatsangehörigkeit nicht oder nur unter be-
sonders schwlerlg€n Bedingungen aulgeben kann.
Das isl anzunehmen, wenn

1. das Recht des ausländischen Staates das Aus-
scheiden aus dessen Staatsangehörigkeit nlcht
vorsieht,
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S 10 2. die Verordnung zur R€gelung von Staatsangehörigkelts-

Anderuns des Bundesve,rrrobenensss€rzes |i*ili füll :J[1,äl,,TiFj'i1l?j,ll;i'iT,i#l3i-
S 4 Abs. 3 Satz 3 dos BundesvertriEbenengesetzes in

der Fassung der Bekanntmachung vom ?. Juni 1993 Ar{kels(BGBI. I S. 829), das zuletzt durch Artikel 30 des Gssetzss
uo. z+. Uarz iSSz pOBl. I S. 594) geähdert worden ist, Inkrafüreten
wlrd aufgehoben (l)Am Tage nach dervErkündung treten in Kraft;

. tutikel l Nr. 3 hinsichtlich 5 4 Abs. 3 Sah 3 d€s Reichs-

Artiket 4 und Staatsangehörigk€ltsgesetz€s, Artikel 1 Nr" 10 und
Artikel3 S I'

Außerkrefüreten bisherigen Rechts (2) Am 1 . August 1 999 treten in Kraft:

Mit dem lnkralttreten dieses Gesetzes treten auRer 1. Artikel I Nr,2 Buchstab€ a und b, Nr.4, Artikel 3 S'1
Kraft:. Nr,l und

1. die verordnung über die deutsche staatsangehörtg- 2 
ll]f]-l-!l' 

11 hinsichtlich S 40a d8s Reichs- und

k6it in d6r ini Bundesgesetzbtait r"ir rrr,-o "aö- staatsangehörigkeilsgesetz€s'

rungsnumm€r '102-2, veröftentllchten bereinlgten (3) lm übrigen tritt dleses Gesetz am 1. Januar 20OO
Fassung, in Kraft-

Das vorsteh€nde G€seE wird hiermit äusgefertigt und
wird im Bu ndesgesetzblatt v€rkündet.

Berlin, den 15. Juli 1999

. Der B i i n d e s p r ä s i d e n t
J o h a n n e s  R a u

D e r  B u  n  ä  e s k a n z r e r
G e r h a r d  S c h r ö d e r

D e r  B u n d e s m i n i s t e r  d e s  I n  n  e r n
S c h l l Y
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